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I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am
10 Mai 1970

. . Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

ooooooecoooooooo ooooo o oooooo c oooooooo «ooooooo ‘ ooooooooo

Beklagte und Revisionskllelgerin°

Der lo Senat des Bundessozialgerichts hat nach Lage

der Akten am 170 Februar 1970 durch

Präsident Prof° Dr° w a n n a g a t

— Vorsitzender —,
Bundesrichter Dr° S c h u b e r t,

Bundesrichter S c h m i d t h a l s,

Bundessozialrichter Dro N e u m a n n und

Bundessozialrichter B o r c h e r t

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 25° April 1969 wird

zurückgewiesen° Vi ' '

Die Beklagte hat demKläger die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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H

Der im Jahre 1902 geborene Kläger bezieht von der Beklag—‘ä

ten seit dem 10 Juli 1966 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit°

Die Beteiligten streiten darüber, ob hierbei die Zeit

seiner Arbeitslosigkeit vom 1„ November 1928 bis 51° Okto—

ber 1955 als nachgewiesene Ausfallzeit nach 5 56 Abso 1

Nr® 5 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) iod„Fo

' des Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom
9° Juni 1965 rentensteigernd enzurechnen ist Der Kläger

war vom 19 September 1927 bis 51 Oktober 1928 bei der

Hrrxr;1;rxzax'“'_mn„ m„_„w„.GmbH in Htrüxxm und vom 1°No—

vember 1955 bis 2o„ Mai 1056 bei der. Firma H
...........

J■lf■■lit■"""

-—__;;-;_-_—_—_-_-_-;_-_—;;_-_-_-;_;-_-_—_-;;-_-;1;_-_-;‚Zuei gst e1le .lI‘—‘;;if::;:;;::ti;:f:jg..ve I‘ ‘ i 0heI uP55»“—Pf l l 011
tig beschäftigt° Für die genannten Zeiträume sind für ihn
auch Beiträge zur Rentenversicherung entrichtet wordene

ausgenommen die Zeit vom 1° August bis 51 Oktober 1928„

Die H
_________________________________________

‚}U
Schlu3

in Konkurs gegangen° war hatte der Kläger noch

sein Gehalt iür die letzten drei Monate bekomrnen° Von den \

“>. GmbH war nämlich zum

für die Béitragsentrichtung einbehaltenen Beträgen waren

jedoch keine Beitragsmarken mehr gekauft werdeno Das Kon—

kursverfahren.wurde mangels Masse eingestellt„ Das von

der früheren Reichsversicherungsanstalt für Angestellte

(RfA) eingeleitete Verfahren.zur Beitreibung der für den

genannten Zeitraum rückständigen Pflichtbeiträge des Klä—

gers wurde als erfolglos eingestellt°

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat die Beklagte unter ßb—

änderung ihres Bescheides vom 200 September 1966 verur—

teilt, dem Kläger die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in
der Höhe zu gewähren, die sich nach Anrechnung einer fu„e

» fallzeit von 84 Monat en (vom 1„ November 1928 bis 511 Okto—

ber 1955} ergibt° Der Kläger sei in der genannten Zeit ar—
? €
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beitslos sowie beim Arbeitsamt gemeldet gewesen und habe von
dort Unterstützung bezogen° Seine Arbeitslosigkeit habe auch
seine versicherungspflichtige Beschäftigung unterbrocheno Das
letzte Beschäftigungsverhältnis habe am 510 Oktober 1928 ge—

endet° Entgegen der Auffassung der Beklagten sei es bis zu
seinem Ende ”versicherungspflichtig" gebliebene Daß für die

letzten drei Monate keine Beiträge mehr entrichtet worden

seien, hebe die Versicherungspflicht nicht auf" Aus der Recht—

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ergebe sich nichts

Gegenteiliges° Es würde dem Sinn des 5 36 Abs„ 1 Nr„ 5 AVG

widersprechen, einem Versicherten, der bereits durch die

Nichtabführung von Beiträgen geschädigt sei, auch noch die

Anerkennung der folgenden Arbeitslosigkeit als Ausfallzeit

zu versagen„

Die hiergegen von der Beklagten eingelegte Berufung hat das

Landessozialgericht (LSG) Hamburg durch Urteil vom_25o April

1969 zurückgewiesen° Zwar müßten nach BSG 16, 120 und dem Ur--

teil 11/1 BA247/65vom25„ März1965die Ausfallzeiten des
@56 Abs° 1 Nr° 3 AVG in.unmittelbarem Zusammenhangmit einer
Beitragszeit stehen° Eine Beitragszeit in diesem Sinne sei

aber auch dann gegeben, nenn eine rentenversicherungspflichtiye

Beschäftigung vorgelegen habe, für die dem Versicherten von
seinem Gehalt der Arbeitnehmeranteil der Beiträge abgezogen,

die Beiträge jedoch vom Arbeitgeber nicht abgeführt worden

seien und der Beitreibungsversuch des Versicherungsträgers

ergebnislos geblieben sei° Der Kläger hätte sich nach 5 185

AVG damaliger Fassung gefallen lassen müssen, daß ihm bei

der Gehaltszahlung die Hälfte seines Beitrags zur Angestell—

tenversicherung abgezogen wurde° Damit hätte er alles getan,

um sein Versicherungsverhältnis aufrecht zu erhalten, wobei

er sogar vom Versicherungsträger noch durch das allerdings

ergebnislose Beitreibungsverfahren unterstützt worden sei„

Sein Fall unterscheide sich mithin wesentlich von den bisher

_
L{‚._
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ivom BSG entschiedenen Fällen, in denen der Betroffene zwar
einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung nachge—

gangen sei, Beiträge jedoch wissentlich oder aus Unkenntnis

überhaupt nicht entrichtet worden seien° Der Kläger müsse

jedenfalls, Was die Frage der Unterbrechung im Sinne des

5 56 AVG betreffe, in entsprechender Anwendung des Erlasses
des früheren Reichsarbeitsministers (RAM) vom 20° ipril.

1945 (AN 1945, 175) und des jetzigen @ 119 Abso 6 AVG so
' gestellt werden, als wäre der Arbeitgeber, auf dessen Hand;

lungsweise er im übrigen keinen Einfluß gehabt habe, seinen

gesetzlichen Verpflichtungen nachgekommen° '

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision nach 5 162 Abs° 1
Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen° Die Be-
klagte hat dieses Rechtsmittel eingelegt mit dem Antrage,

‚
1

das angefochtene Urteil und das Urteil des SG Hamburg“

vom 14° März 1967 aufzuheben und die Klage abzuweisen°

‚ . „
';

.Die Urteile der Vorinstanzeh unterlägen rechtlichen Beden—

ken° Da für die Zeit vom lo August bis 51° Oktober 1928

keine Beiträge abgeführt worden seien, fehle es für diese

Zeit an einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung°

Nach der Rechtsprechung des BSG müsse die Zeit der Arbeits—

losigkeit einer versicherungspflichtigen Beschäftigung, für

die auch tatsächlich Beiträge entrichtet sind, ”unmittel—

bar nachfolgen"° Diese Voraussetzung sei hier nicht gege—

‚
ben° Die vom LSG vorgenommene entsprechende Anwendung des

5 1597 Abs° 6 der Reichsversicherungsordnung (EVO) (= 5 119
Abs° 6 AVG) sei nicht möglich„ Diese Vorschriften gingen

'
auf 5 11 Abso 5 der Verordnung zur Durchführung der Zweiten

Lohnabzugsverordnung vom 15° Juni 1942 (BGBl I 405) zurück,
Sie seien nur für Zeiten nach dem 500 Juni 1942, der'Ein—

führung des Lohnabzugsverfahrens, anwendbaro Den dort vorge—

sehenen Schutz hätten.die Beschäftigten nicht benötigt,

solange das Markenvérfahren galt, weil das Vorhandensein

oder'Fehlen von Beiträgen anders als später bei den Ent—
gelteintragungen durch Einsicht in die Versicherungskarten

\ —E-—
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bei der Aufrechnung, spätestens beim Ausscheiden aus dem

Beschäftigungsverhältnis hätte festgestellt werden können„

Es hätte daher kein Anlaß bestanden, Nachteile eines Ver—

sicherten wegen unterlassener Markenverwendung durch die ge—

setzliche Rentenversicherung auszugleichen° Dementsprechend

habe die RfA in ihrem Schreiben vom 190 November 1951 dem

Kläger nicht nur die Ergebnislosigkeit des Verfahrens zur

Beitreibung der rückständigen Beiträge mitgeteilt, sondern

ihm gleichzeitig empfohlen, die fehlenden Beiträge zur Ver—

meidung von versicherungsrechtlichen Nachteilen selbst zu

entrichten° Da er von dieser ihm durch 5 184 Abs° 2 AVG dama—

liger Fassung eingeräumten Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht

habe, lasse sich nicht einmal mit dem LSG sagen, er habe seiner—

seits damals alles getan, um das Versicherungsverhältnis zu

erhalten° Der RAM—Erlaß vom 200 April 1945 sei jedenfalls ge—
mäß Arto 3 5 2 AnVNG außer Kraft getreten° Abgesehen hiervon

sei zweifelhaft, ob er eine ausreichende Rechtsgrundlage ge—

habt habe° Schließlich beziehe er sich nach seinem Wortlaut

nicht auf Markenbeiträge°

Der Kläger hat sich im Revisionsverfahren nicht vertreten

lassen„ Im Termin zur mündlichen Verhandlung hat der Senat

auf Antrag ie; allein erschienenen Beklagten beschlossen,

nach Lage der Akten (@ 126 SGG) zu entscheiden°

{
- II

Die Revision der‘Beklagten ist nicht begründet°

Zwar kann nach der Rechtsprechung des BSG eine Zeit der

Arbeitslosigkeit nur dann eine Ausfallzeit im Sinne des
5 56 Abs„ 1 Nr° 5 AVG sein} wenn sie sich an eine renten—

versicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit, für

die grundsätzlich auch Beiträge entrichtet sein müssen‚ un—
mittelbar anschließt (1 RA 21/61 vom 18° Januar 1962‚ BSG 16,

120; ll/l RA 272/62 vom 160 April 1964, BSG 2l, 21)° In dem

_ 6 _
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zuerst genannten Urteil war jedoch im wesentlichen
nur

die

Frage zu entscheiden‚ ob es genügt, daß der beendeten Be—

schäftigung unmittelbar die Zeit der Arbeitslosigkeit nach—

folgt, oder ob darüber hinaus für die Annahme einer Unter—

brechung — von etWaigen Sonderfällen abgesehen — zu ver-
langen ist, daß der Arbeitslosigkeit wiederum eine versi—

cherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit unmittelbar

nachfolgt, die Arbeitslosigkeit also von versicherungs—

pflichtigen Beschäftigungen oder Tätigkeiten "umrahmt"
_

wird° Diese Frage ist dahin entschieden worden, daß Ausfälle

zeiten im Sinne der 55 55, 56 Abs„ l Nro ; AVGdie im Ge,—
setz näher bezeichneten Zeiten der Arbeitslosigkeit schon

dann sind, wenn sie der versicherungspflichtigen Beschäfti—‘

gung oder Tätigkeit unmittelbar nachgefolgt sind und sie

damit unterbrochen haben; dagegen ist nicht erforderlich‚

daß ihnen wiederum eine versicherungspflichtige Beschäfti—

gung oder Tätigkeit gefolgt ist° Was unter einem unmittel—

baren Anschluß zu verstehen ist, hat dagegen das BSG noch

nicht näher erörtert° Immerhin ist in dem vom LSG angeführ—

ten unveröffentlichten.Urteil ll/l RA 24? vom 250 Tai 1965

offengelassen worden, ob ein Anschluß schon deswegen nicht

vorhanden war, weil der letzten wegen Überschreitens der

damaligen Jahresarbeitsverdienstgrenze versicherungsfreien

Beschäftigung bis zum Mai 1945 die erste Arbeitslosmeldung

erst am 12° September 1945 gefolgt war„ Die Möglichkeit

einer Anrechnung der späteren Arbeitslosigkeit als Ausfall—

zeit scheiterte schon daran, daß das versicheruhgsfreie

Angestelltenverhältnis bis zum Mai 1945 keine ”versiche—

rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit" im Sinne des

5 56 Abs° 1 Nr„ 5 AVG war° Darüberhinaus hat jetzt der

5° Senat des BSG (Urteil vom 50° Januar 1969 — 5 BKn 155/65a

BSG 29, 120, lä2)‘ausgesprochen, daß eine anrechenbare
Ausfallzeit der Arbeitslosigkeit nicht immer zeitlich un—

mittelbar an eine versicherungspflichtige Beschäftigung

oder Tätigkeit anschließen muß° Das ergebe sich grundsätz—

‚.7_
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lich schon aus der Vorschrift des 5 56 Abs° 1 Satz 2 AVG,

nach der mehrere unmittelbar aufeinanderfolgende Zeiten

nach den Nummern 1, 2a und 5 als Ausfallzeiten angerechnet

werden können, obschon sich davon nur die erste unmittelbar

an die versicherungspflichtige Beschäftigung anschließen

könne; eine zeitliche Lücke zwischen dem Ende der versiche—

rungspflichtigen Tätigkeit und dem Beginn einer Ausfallzeit

wegen Arbeitslosigkeit werde deshalb gegebenenfalls insbe—

sondere durch eine Zeit krankheitsbedingter Arbeitsunfähig—

keit überbrückt° Die Überbrückung einer zeitlichen Lücke

zwischen versicherungspflichtiger Beschäftigung und Ausfall—

zeit sei aber auch dann möglich, wenn mit der Beendigung

der Beschäftigung zwar bereits Arbeitslosigkeit eingetreten

sei, die Meldung beim Arbeitsamt und der Leistungsbezug

aber erst später erfolgt seien° Eine völlige ”Nahtlosigkeit"

ist also nicht erforderlich° Deshalb ist in dem zuletzt ge—.

nannten Urteil abschließend gesagt worden, liegen zwischen

dem Ende der versicherungspflichtigen Beschäftigung und der

in Anspruch genommenen Ausfallzeit Zeiten, in welchen der

Versicherte unfreiwillig ohne Arbeit, arbeitswillig und

arbeitsfähig war, oder Zeiten der Arbeitsunfähigkeit ioS°

des 5 56 Abso l Nr° 1 AVG, so können diese als Überbrückungs—

tatbestände auch dann berücksichtigt werden, wenn sie selbst

keine Ausfallzeiten sind° Das muß aber erst recht für einen

Fall der vorliegenden Art gelten, wo sich an die letzte ver—
sicherungspflichtige Beschäftigung, für die auch Beiträge

entrichtet werden sind, noch drei Monate derselben versiche-

rungspflichtigen Beschäftigung anschließen, für die aber des—

wegen keine Beiträge mehr entrichtet sind, weil der Arbeit—

geber in Konkurs geraten ist° Ein solcher Zeitraum kann nicht

anders behandelt werden als die Zeit einer Arbeitslosigkeit,

für die eine Arbeitslosmeldung nicht erfolgt ist (BSG 21, 21,
23; 29, 120, 125)°

Damit erweist sich die Revision der Beklagten schon aus diesem

Grunde als unbegründet, ohne daß es noch, wie das LSG meint,
\ .
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eines Zurückgreifens auf Vorschriften wie die des S 119

Abs° 6 AVG und seiner Vorgänger bedurft hätte, wonach seit

dem 29° Juni 1942 bzw„ dem l° Juli 1942 im Rahmen des zu

diesen Zeitpunkten für die Arbeiterrentenversicherung und

die Angestelltenversicherung eingeführten Lohnabzugsver—

fahren der Beitrag als entrichtet gilt, wenn er dem Arbeit—

nehmer vom Lohn bzw. Gehalt abgezogen worden ist° Desglei—

chen erübrigte sich damit ein Eingehen auf den vom LSG '

herangezogenen RAM—Erlaß vom 20° April 1943°

Die Kostenentscheidung beruht auf 9 195 SGG° f;j_f
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